
Bereits der von der Konsultativversammlung des 
Europarates 1949 in Straßburg ausgearbeitete Entwurf 
der Konvention ging weit hinter die Deklaration der 
UN zurück. Im Verlauf der weiteren Behandlung dieses 
Entwurfes wurden noch weitere Bestimmungen ge­
strichen, so daß am Ende selbst von der ursprünglichen 
Empfehlung nicht mehr viel übrig geblieben ist. In die 
Deklaration der UN sind noch gewisse soziale Rechte 
aufgenommen: das Recht auf Arbeit, auf Berufswahl, 
auf Schutz bei Arbeitslosigkeit, auf gleichen Lohn für 
gleiche Arbeit, das Recht von Mutter und Kind auf be­
sondere Hilfe, die soziale Gleichstellung von ehelichen 
und nichtehelichen Kindern. — In der Konvention des 
Europarates sind diese Rechte gestrichen.

Die allgemeine Deklaration der UN kannte noch ge­
wisse politische Rechte: das Recht auf Mitwirkung bei 
der Leitung der öffentlichen Angelegenheiten, das Recht 
auf Zulassung zu öffentlichen Ämtern. Sie kannte den 
Satz: „Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für 
die Autorität der öffentlichen Gewalt“, und: „Der Volks­
wille ist periodisch in Wahlen und Abstimmungen zu 
erkunden.“ — Diese Bestimmungen fehlen in der Kon­
vention des Europarates.

Besonders bezeichnend war in der Diskussion inner­
halb der Konsultativversammlung des Europarates die 
Diskriminierung der Kolonialvölker. Diese Versamm­
lung nahm einen Zusatzantrag folgenden Inhalts 
an:

„Die Hohen Vertragschließenden Parteien ver­
pflichten sich, die politische Freiheit ihrer Staats­
angehörigen zu achten und insbesondere in ihren 
europäischen Gebieten in angemessenen Zeitab­
ständen freie Wahlen mit geheimer Abstimmung 
unter Bedingungen abzuhalten, die die Übereinstim­
mung von Regierung und Gesetzgebung mit der 
Meinung des Volkes gewährleisten.“

Selbst dieser formale Zusatzantrag wurde jedoch 
später vom Ministerausschuß des Europarates abgelehnt. 
Dieses Recht, in angemessenen Zeitabständen freie 
Wahlen abzuhalten, wurde nicht einmal für ihre eigenen 
Völker anerkannt.

Die allgemeine Deklaration kannte noch das Recht 
auf Bildung und die Verpflichtung des Staates, die 
allgemeine Bildung der Bürger durchzuführen. Die Kon­
vention hat dieses Recht der Bürger auf Bildung und 
die Pflicht des Staates zur Entwicklung der allgemei­
nen Bildung durchbrochen und hat dem privaten Schul­
wesen wieder weitgehende Privilegien gegeben.

Die allgemeine Deklaration erfaßte noch unter den 
Souveränitätsrechten das Recht eines jeden Staates, 
das Eigentumsrecht des einzelnen zum Wohle und Ge­
deihen des gesellschaftlichen Ganzen und der Bürger 
zu begrenzen, sie kannte neben dem Individualeigentum 
auch das Gemeineigentum der Gesellschaft. — Die Kon­
vention des Europarates beschränkt das Eingriffsrecht 
des Staates in das Eigentum außerordentlich. Es ist kein 
souveränes Recht des Staates mehr. Die Staatsgewalt 
darf Eingriffe in die Eigentumsrechte nur dann vor­
nehmen, wenn sie „unter den durch die allgemeinen 
Grundsätze des Völkerrechts niedergelegten Bedingun­
gen“ geschehen.

Es geht hier nicht mehr um die Garantie der Rechte 
der Menschen gegenüber Verhältnissen, die den Men­
schen diese Rechte rauben — sondern gerade umgekehrt: 
es geht in dieser Konvention um die Garantie des be­
stehenden Zustandes der Verhältnisse gegenüber den 
Menschen, die sie, um ihre Lebensgrundlagen zu sichern, 
bekämpfen müssen. Darum sind die „Menschenrechte“, 
die auf dieser Ebene entstanden, ein wahrer Hohn auf 
die Menschenrechte, mögen sie auch in einzelnen 
Staaten Gesetzeskraft erlangt haben; da sie aber jedes 
für den Staat verpflichtenden Inhaltes bar sind, kann 
auch diese juristische Form ihnen keinen wahren In­
halt geben. -
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Immer in der Geschichte waren Menschenrechte iden­

tisch mit der Freiheit der Völker, deren vernehmlichster 
Ausdruck ihre staatliche Souveränität und ihre staat­
liche Selbstbestimmung ist.

Diese Erkenntnis lag auch der großen Anti-Hitler- 
Koalition im 2. Weltkrieg zugrunde. In allen im Ver­
lauf und im Ergebnis des 2. Weltkrieges abgeschlosse­
nen Vereinbarungen der Mächte der Anti-Hitler-Koa- 
lition sind die Prinzipien festgelegt, deren Verwirk­
lichung im Interesse der Erhaltung des Friedens und 
der Herstellung demokratischer Verhältnisse notwendig 
sind. Das nationale Selbstbestimmungsrecht, die staat­
liche Souveränität wurden zur unabdingbaren Friedens­
sicherung erklärt. Der sichtbarste Ausdruck dafür ist 
die Charta der Vereinten Nationen. Darin sind die 
großen Prinzipien als allgemein verbindlich festgelegt:

„Wir, die Völker der Vereinten Nationen, ent­
schlossen, die nachfolgenden Generationen vor der 
Geißel des Krieges zu bewahren, der zweimal zu 
unseren Lebzeiten unsagbares Elend über die 
Menschheit gebracht hat, und den Glauben an die 
fundamentalen Menschenrechte, an die Würde und 
den Wert der menschlichen Person und an die 
gleichen Rechte von Männern und Frauen und der 
großen wie der kleinen Völker erneut zu bekräf­
tigen und Verhältnisse herzustellen, unter denen 
Gleichheit und Achtung vor den Verpflichtungen 
aufrechterhalten werden können, die sich aus Ver­
trägen und anderen Quellen des Völkerrechts er­
geben, und den sozialen Fortschritt zu fördern und 
bessere Lebensbedingungen im Rahmen größerer 
Freiheit zu schaffen und um diese Ziele zu er­
reichen, Toleranz zu üben und miteinander als 
gute Nachbarn in Frieden zu leben und unsere 
Kräfte zu vereinen, um Frieden und Sicherheit in 
der Welt zu erhalten . . .“15>

Die uneingeschränkte Verwirklichung dieser Prin­
zipien trägt entscheidend dazu bei, den Frieden zu 
sichern und den Völkern ein menschenwürdiges Leben 
zu ermöglichen. Ohne nationale Souveränität und 
Selbstbestimmungsrecht gibt es keine Freiheit der 
Völker. Ohne die Freiheit der Völker kann es jedoch 
keine Rechte und Freiheiten für ihre Bürger geben.

Der Sinn und Zweck dieser Ausführungen ist, einige 
Schlußfolgerungen aus den bisherigen Erfahrungen zu 
ziehen, über die wir in der Frage der internationalen 
Kodifikation der Menschenrechte verfügen. Dabei zeich­
nen sich deutlich zwei große Linien ab. Dies ist erstens:

die Linie der formal-juristischen Abstraktion, die 
sich in leeren Deklamationen erschöpft und los­
gelöst von den gesellschaftlichen und politischen 
Verhältnissen existiert,

und zweitens:
die Linie, die auf dem Boden der politischen 
Wirklichkeit bleibt und die die konkrete historische 
Situation in ihre Betrachtung voll einbezieht.

Die Erfahrung hat eindeutig bewiesen, daß der erste 
Weg unzulänglich ist und in einem Nichts endet. Wem 
es darauf ankommt, die Menschenrechte in der Wirk­
lichkeit durchgesetzt zu wissen, der muß den zweiten 
Weg gehen. Es kommt darauf an, sich nicht im Rahmen 
formal-juristischer Prinzipien zu bewegen, sondern die 
rechtszerstörenden Kräfte unserer Zeit, die eine stabile 
Gesetzlichkeit verhindern und damit die Rechtssicher­
heit ins Wanken bringen und zerstören, aufzudecken 
und zu bekämpfen.

Der Machtantritt Hitlers vor 20 Jahren hat eindeutig 
gezeigt, daß Völkerverhetzung, Kriegsvorbereitung, 
Unterdrückung und Ausplünderung des Volkes Hand in 
Hand gehen mit der Zerstörung des Rechts und der 
Rechtssicherheit. Diese Faktoren treffen nicht zufällig 
zusammen, sondern eines bedingt das andere und folgt 
ihm notwendig.

Dieser Zusammenhang ist die Grundlage für unsere 
Erkenntnis, daß der Kampf für den Frieden, die Demo­
kratie und Völkerfreiheit, gegen Kriegshetze, Kriegs­
vorbereitung und Völkerunterdrückung zugleich der 
K a m p f  u m s  R e c h t  ist. Denn nur auf der Grund­
lage des Friedens, der Demokratie und der Völker­
freiheit kann sich das gesellschaftliche Leben festigen 
und entwickeln, kann es wahrhafte Menschenrechte 
geben. /

15) CHarta der Vereinten Nationen, Präambel.
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